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Tischvorlage für die Sitzung des Senats am 12.12.2023 
 

„Wie hat sich die Aktenhalde der Bremer Polizei  

im vergangenen halben Jahr entwickelt?“ 

(Frage in der Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag)) 
 

 
A. Problem 
 
Die Fraktion der CDU hat die folgenden Fragen in der Fragestunde zu dem Thema „Wie hat 
sich die Aktenhalde der Bremer Polizei im vergangenen halben Jahr entwickelt?“ gestellt: 
 
1. Wie hat sich die Zahl der Bearbeitungsrückstände bei der Polizei im Land Bremen seit dem 
01.04.2023 bis heute (Stichtag 01.11.2023) entwickelt und wie hoch ist der aktuelle Halden-
stand (bitte getrennt für die beiden Stadtgemeinden angeben)? 
 
2. Wie viel Personal wird derzeit zur Abarbeitung der Rückstände eingesetzt und aus welchen 
Bereichen der Polizei wird dieses abgezogen? 

 
3. Welche Maßnahmen ergreift der Senat, um die Aktenhalde nicht erneut ansteigen zu las-
sen? 
 

B. Lösung 
 
Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 

Zu Frage 1: 
Die Zahl der Bearbeitungsrückstände in den Ermittlungsbereichen der Polizei Bremen befand 
sich im April des Jahres 2023 bei etwas über 19.000 Vorgängen. Sie sank dann im Verlauf 
des Jahres bis auf etwas über 17.800 Vorgänge und lag mit Datum vom 01.11.2023 bei rund 
19.900 Vorgängen.  
Die Zahl der bearbeiteten PKS-relevanten Ermittlungsverfahren, die an die Staatsanwaltschaft 
abgegeben wurden, konnte in diesem Jahr um 13.980 Fälle und damit um 23 Prozent im Ver-
gleich zum Vorjahr gesteigert werden. Bei dem Vergleichszeitraum handelt es sich jeweils um 
die ersten elf Monate des Jahres. Die Struktur der Bearbeitungsrückstände in 2023 ist zudem 
nicht mehr dieselbe wie in 2021. Aufgrund der vielen Maßnahmen haben sich die Rückstände 
deutlich verjüngt. So stammt der älteste Vorgang in den Bearbeitungsrückständen aus dem 
Jahr 2021.  In den Bereichen der einfachen Massenkriminalität konnten die Vorgänge sogar 
noch weiter verjüngt werden. So ist der älteste Bearbeitungsrückstand im Bereich der Betrugs-
delikte aus dem Jahr 2022. Im Bereich der einfachen regionalen Kriminalität ist kein Bearbei-
tungsrückstand in der ZENTRAB älter als 2023. In die Betrachtung muss auch der hohe, bun-
desweite Anstieg der Straftaten mit einfließen. Allein im Bereich der Gewaltkriminalität stieg 
die Zahl der Straftaten laut Bundeskriminalamt im ersten Halbjahr um 17 Prozent bundesweit.  
 
Bei der Ortspolizeibehörde Bremerhaven lag die Zahl der Bearbeitungsrückstände im Ermitt-
lungsbereich im April bei fast 2.000 Vorgängen. Sie stieg bis zum Stichtag des 01.11.2023 auf 
rund 3.900 Vorgänge an. 



 

 
 

 
Zu Frage 2: 
Bei der Polizei Bremen werden im Verlauf der weiter andauernden konzertierten Aktionen zur 
Reduzierung der Bearbeitungsrückstände zeitweise zusätzlich etwa 140 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter eingesetzt. Diese stammen unter anderem aus der Bereitschaftspolizei, der Krimi-
nalpolizei, dem Bereich der Kontaktpolizist:innen und Polizeikommissaranwärter:innen, aber 
auch aus der Technischen Einsatzeinheit und dem Präsidialstab. Ergänzend konnten Be-
amt:innen, die kürzlich in den Ruhestand eintraten, für eine Tätigkeit bei der Polizei Bremen 
zur Bearbeitung von Rückständen gewonnen werden.  
 
Die Ortspolizeibehörde Bremerhaven hat diverse Maßnahmen zum Abbau der Bearbeitungs-
rückstände ergriffen. In diesem Zusammenhang übernehmen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in verschiedenen Organisationseinheiten zusätzliche Aufgaben, um die Bearbeitungsrück-
stände zu bearbeiten.  
 
Zu Frage 3: 
Die Polizei Bremen hat im November die Auswahl 28 neuer Mitarbeiter:innen abgeschlossen, 
die zunächst primär in der Sachbearbeitung von Vorgängen der einfachen Massenkriminalität 
mitwirken werden. Es ist zu erwarten, dass sich diese erhebliche Verstärkung nach einer Ein-
arbeitungsphase kurzfristig positiv auf die Entwicklung der Bearbeitungsrückstände auswirken 
wird.  
Seit dem 01.12.2023 wird zudem in größerem Umfang als bisher eine abschließende Bear-
beitung ausgewählter Delikte durch den Einsatzdienst erfolgen, wenn dieser die Vorgänge 
aufgenommen hat. Die durch die entsprechenden Beamt:innen erfassten Strafanzeigen wer-
den in bestimmten, einfach gelagerten Fallkonstellationen – unter Zuhilfenahme der mobilen 
Version des polizeilichen Vorgangsbearbeitungssystems „@rtus-mobile“ – direkt, digital und 
abschließend bearbeitet. Sie werden dann direkt an die Staatsanwaltschaft übermittelt, ohne 
dass die Kriminalpolizei mit diesen Fällen befasst wird. Durch diesen Prozess wird im Ergebnis 
eine nennenswerte Entlastung der Kriminalpolizei durch eine Reduzierung von Ermittlungsak-
ten im Rahmen einer mittleren, vierstelligen Zahl erwartet. 
 
Auch in der Ortspolizeibehörde Bremerhaven erfolgt eine standardisierte Sachbearbeitung 
durch den Einsatzdienst. Darüber hinaus erfolgte eine Ausweitung der Zentralen Ermittlungen 
durch ein standardisiertes Personalmanagement sowie eine Übernahme bestimmter Aufgaben 
durch die Schutzpolizei, wodurch zusätzliche Ressourcen für den Abbau von Bearbeitungs-
rückständen generiert wurden. 
Weiterhin ist eine Erweiterung der Kompetenzen und Aufgaben von Kräften, die nicht dem 
Polizeivollzugsdienst angehören, vorgesehen, um Ermittlungsprozesse zu beschleunigen. 
 
 
C. Alternativen 
 
Keine. 
 
 
D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Genderprüfung 
 
Die Beantwortung der Anfrage hat keine finanziellen oder personalwirtschaftlichen Auswirkun-
gen. Die Beschäftigten der Polizei Bremen sind in etwa zu 35% weiblich.  
 
 
E. Beteiligung/ Abstimmung 
 
Keine. 
 
 



 

 
 

F. Öffentlichkeitsarbeit/ Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
 
Nach Beschlussfassung zur Veröffentlichung geeignet.  
Einer Veröffentlichung über das zentrale elektronische Informationsregister steht nichts ent-
gegen. 
 
 
G. Beschluss 
 
Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage des Senators für Inneres und Sport vom 
08.12.2023 der mündlichen Antwort auf die Fragen der Fraktion der CDU in der Fragestunde 
der Bürgerschaft (Landtag) zu. 


